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Seit 1998 ist Jürgen Trittin
Bundesminister für Umwelt,
Naturschutz und Reaktor-
sicherheit. In Wirklichkeit ist
er aber Minister für Umwelt-
verschandelung und Industrie-
abbau und damit einer der
wesentlichen Faktoren für
Massenarbeitslosigkeit und
Perspektivlosigkeit. 

Das Magazin Focus berichtete am
29. Januar 2001, eine Einsatz-
gruppe des niedersächsischen

Landeskriminalamts (LKA) habe Jürgen
Trittin im Mai 1993 dabei fotografiert,
wie er sich in Göttingen konspirativ mit
den führenden Aktivisten der militanten
Gruppe Autonome Antifa getroffen habe.
Die Aktivisten hätten sich an jedem Mitt-
woch im örtlichen Büro der Grünen ein-
gefunden, um dort unbehelligt ihre Ran-
daleaktionen zu planen. 17 führende Ka-
der dieser knapp 800 Mann starken Trup-
pe wurden später wegen Mitgliedschaft
in einer kriminellen Vereinigung ange-
klagt. Trittin, zu dem Zeitpunkt unter
Ministerpräsident Schröder schon nieder-
sächsischer Minister für Bundes- und Eu-
ropaangelegenheiten, war natürlich nicht
unter den Angeklagten.

Tags zuvor, am 28. Januar 2001, war in
der Welt am Sonntag zu lesen, Dipl.-So-
zialwirt Jürgen Trittin sei seit ca. 1978
Mitglied des Kommunistischen Bundes
(KB) und später in der vom KB abge-
spaltenen „Gruppe Z“ gewesen, in den
Jahren 1980/81 sei er im Zusammenhang
mit der Göttinger Hausbesetzer-Szene in
Erscheinung getreten. In einem Artikel
„Der Staat, die Gewalt und die Bewe-
gung“ (Grüne Informationen Nr. 15/83)
habe er die Anwendung von Gewalt sei-
tens sozialer und politischer Bewegun-
gen als das „fast immer letzte und ver-
zweifelte Mittel, einem Anliegen Publi-
zität zu verschaffen“, gerechtfertigt.

In seinem Buch Gefahr aus der Mitte.
Die Republik rutscht nach rechts schrieb
Trittin 1993: „Rassismus ist zum Alltag

und Wohlstandschauvinismus zum domi-
nanten Ideologem geworden. Die Bun-
desrepublik rutscht nach rechts.“ Die
Gründe dafür nannte der inzwischen zum
Bundesminister designierte Trittin am
10. Juni 1998: „Wer öffentlich Gelöbnis-
se (der Bundeswehr) veranstaltet, muß
sich über Rechtsradikale und Neo-Nazis
in der Armee und in der Gesellschaft
nicht wundern.“ Was tut nun jemand, der
die Bundeswehr statt dessen grundge-
setzwidrig nach Kosovo oder Afghani-
stan schickt, gegen Rassismus und Neo-
Nazis in Armee und Gesellschaft? Diese
Frage delegiert Trittin lieber an den Ka-
binettskollegen Struck.

Von noch weniger Humanität zeugt im
übrigen Trittins zynische Bemerkung
„Warum sollte ich?“, als ihn der Sohn des
Generalbundesanwalts Buback im Januar
2001 bei einer zufälligen Begegnung im
Zug bat, sich vom sogenannten Mescale-
ro-Aufruf zu distanzieren. Der Verfasser
dieses Aufrufs, der sich „Mescalero“
nannte, hatte 1977 seine „klammheimli-
che Freude“ über den Mord der RAF an
Buback, bei dem auch drei seiner Beglei-
ter ermordet wurden, geäußert. Als gegen

die für die Veröffentlichung verantwort-
lichen Mitglieder des Göttinger AStA
Anklage erhoben wurde, hatte Trittin
1977 den Mescalero-Aufruf öffentlich
verteidigt. Die FAZ äußerte 2001 die Ver-
mutung, Trittin sei für die Veröffentli-
chung des Aufrufs mitverantwortlich ge-
wesen.

Davon, daß es dem Herrn Minister bis
heute an Taktgefühl fehlt, konnten sich
die Zuschauer einer im Fernsehen über-
tragenen Diskussionsrunde Ende Okto-
ber 2004 überzeugen. Durch Aussagen
des CDU-Bundestagsabgeordneten Merz
und eines Vertreters der Firma Framato-
me in die Enge getrieben, konnte der Mi-
nister nur noch hysterisch lachen und
fuhr seinen Widersachern mehrfach mit
„Seien Sie ruhig, Sie reden doch Unsinn“
über den Mund. Selbst der ihm in frühe-
ren Sendungen sehr wohlgesonnene Mo-
derator mußte ihn mehrmals zur Ordnung
rufen, weil er die Gesprächsteilnehmer
ständig unterbrach und durch seine unbe-
herrschten Äußerungen störte.

Sind das nur Formfragen? Man läßt
sich ungern nachweisen, daß man „die
Unwahrheit“ gesagt hat: einmal, mehr-
mals, immer wieder Unwahrheiten aus
des Ministers Mund. Von grünen Mit-
streitern, Ministerialbeamten und seitens
der Finanzkreise, deren Sache er vertritt,
bekommt der Minister so etwas nicht zu
hören; das wiegt ihn in Sicherheit. Viel-
leicht brachte ihn deshalb der Vorwurf zu
lügen (was anderes sind „Unwahrhei-
ten“?) so aus der Fassung.

Dabei verbreiten er und das Bundesmi-
nisterium unter seiner Führung solche
„Unwahrheiten“ schon lange, und nicht
erst im jüngsten Themenpapier Atom-
kraft: Wiedergeburt eines Auslaufmo-
dells. Im folgenden einige Beispiele der

„Unwahrheiten“ des Ministers

Da ist zunächst die meist unter Beifall
wiederholte Behauptung: „AKWs taugen
nichts für den Klimaschutz, weil sie sehr
ineffizient sind. Der Atomausstieg ist
kein Hindernis, sondern eine Vorausset-
zung dafür, daß wir unsere Klimaschutz-
ziele erreichen“ (z.B. im Focus-Inter-

4 FUSION 25, 2004, Nr. 4

Sechs Jahre Trittin sind genug!
Wir brauchen wieder Wachstum
und Produktion!



Politik

view, 24/2001, Seite 13, 11. Juni 2001).
Trittin weiß natürlich, daß das nicht
stimmt, auch wenn es seine Parteigänger
und die Medien gerne hören. Bei der Er-
zeugung von rund einem Drittel des in
Deutschland verbrauchten Stroms geben
Kernkraftwerke kein CO2 ab, sie „ver-
meiden“ – in der Sprache des Ministeri-
ums, wenn es um Windkraftwerke geht –
vielmehr 170 Mio. t CO2 im Jahr. Das
sind 20% des insgesamt in Deutschland
von Menschen erzeugten CO2, wenn man
vom menschlichen Atem absieht. Daß
Windkraftwerke CO2 vermeiden, wie der
Minister nicht müde wird zu predigen,
kann dagegen mit Recht bezweifelt wer-
den, weil für das eventuelle Nachlassen
der Winde stets Heizkraftwerke unter
Dampf gehalten werden müssen – und
die verbrennen dabei Kohlenstoff zu
CO2.

Weshalb sollen Atomkraftwerke ein
Hindernis auf dem Weg zu den selbst
schon fragwürdigen Klimazielen sein?
Der Minister: „Atomkraftwerke stellen
Tag und Nacht große gleichbleibende
Strommengen bereit und laden damit zur
Energieverschwendung ein. Da wird
nachts hochwertige Energie, nämlich
Strom gezapft, um sie dann tagsüber für
minderwertige Zwecke [gemeint waren
Nachtspeicherheizungen, H.B.] zu ge-
brauchen“ (Trittin auf der Trinationalen
Konferenz am 26. März 1993 in Frei-
burg).

Kernkraftwerke lassen sich nicht
schnell hoch und runter fahren, deshalb
liefern sie die Grundlast. In besonderen
Schwachlastzeiten dient ihr Strom dazu,
Wasser in hochgelegene Pumpwasser-
speicher zu pumpen, um das Wasser von
dort in Zeiten der Verbrauchsspitzen oder
wenn erneuerbare Energiesysteme aus-
fallen, weil gerade wieder einmal kein
Wind bläst oder sich eine Wolke vor die
Sonne schiebt, rasch auf Turbinen im Tal
abzulassen. Dadurch kann man in gewis-
sem Umfang darauf verzichten, Heiz-
kraftwerke vorzuhalten, und spart so CO2
ein.

Doch Trittin wiederholt gebetsmühlen-
artig: „Mit dem Abbau des Grundlast-
überhanges wird zugleich eine künstlich
geschaffene, zur Verschwendung führen-
de Nachfrage nach Strom beseitigt“ (Jah-
resbericht des Bundesumweltamtes vom
22. Juli 2002). „Sie [die Kernkraftwerke]
leisten damit dem sorglosen und ver-
schwenderischen Umgang mit Energie
Vorschub“ (Pressemitteilung des BMU
Nr. 38/03 vom 26. März 2003).

Es kann aber – und dies sollte ein Um-
weltminister wissen – gar keinen Grund-
lastüberhang geben, der verschwendet
wird. Weil sich Strom nicht lagern läßt,
wird immer so viel Strom erzeugt, wie
auch verbraucht wird. Ein Kraftwerks-
überhang ist vielmehr nötig, um Energie-
speicher anderer Art zum Abfangen von

Bedarfsspitzen bereitzustellen. Die er-
wähnten Pumpspeicherwerke sind nur
ein Mittel, um auf plötzliche Schwan-
kungen bei der Stromnachfrage und dem
Stromangebot sogenannter alternativer
Energiequellen rasch reagieren zu kön-
nen. Wer allerdings die energiebedürftige
Güterproduktion einstellen oder durch
überhöhte Energiepreise ins Ausland
drängen will, der kann bald auch auf
Kraftwerke verzichten. Offensichtlich
plant der Minister genau das.

Trittin behauptet auch (Süddeutsche
Zeitung vom 11. August 2003), die Hit-
zewelle des vergangenen Jahres habe ge-
zeigt, daß die Grundlastversorgung durch
Kernkraftwerke an 365 Tagen „ein Mär-
chen“ sei. Tatsächlich hatte der niedrige
Wasserstand einiger Flüsse bei der Hitze-
welle im Jahr 2003 dazu geführt, daß ei-
nige Heiz- und Kernkraftwerke ihre Lei-
stung zurückfahren mußten. Der Grund
liegt aber nicht im Kernkraftwerk, son-
dern darin, daß nicht bei allen Heiz- und
Kernkraftwerken eine Trockenkühlung,
wie sie sich beim Hochtemperaturreaktor
in Hamm-Uentrop bewährt hatte, instal-
liert ist. Gerade in der von Trittin ange-
sprochenen Hitzeperiode fielen die
Windkraftwerke wegen der dabei aufge-
tretenen Flaute ganz aus.

„Die begrenzten weltweiten Uran-
Vorräte werden schon nach wenigen Jah-
ren versiegen, mit allen damit verbunde-
nen Sicherheitsrisiken“ (Trittin im oben
erwähnten Themenpapier von 2004).
Tatsächlich wird die Uran-Exploration
wegen eines Überangebots von Uran und
zu niedriger Uranpreise zurückgefahren.
Etwas Ähnliches gilt übrigens auch bei
Kohle, Öl, Gas und anderen Rohstoffen.
Man begnügt sich hier mit nachgewiese-
nen Vorräten, die für eine weitere Gene-
ration (30-40 Jahre) reichen, ehe man
weitere teure Explorationen finanziert.

Mit dem Schnellen Brüter und der
Wiederaufbereitung abgebrannter Kern-
brennstoffe ließe sich aber die Nutzung
des bereits eingesetzten Urans alleine
schon um das Sechzigfache vermehren.
Diese Technologie wird aber von Trittins
Freunden unter allerlei Vorwänden ver-
hindert. Will er durch eine derartige
künstliche Verknappung am Ende gar die
Uran-Preise in die Höhe treiben? Neben
dem knapperen Uran bildet Thorium ei-
nen weiteren Kernbrennstoff, der als
Thorianit, Thorit und Monazitsand in der
Erdkruste relativ reichlich vorhanden ist.
Den inhärent sicheren Reaktor zur Nut-
zung dieser Kernbrennstoffe, den
Hochtemperaturreaktor, mit dem sogar
CO2 kostengünstig „recycled“ werden
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könnte, haben ausgerechnet Trittins
Freunde verhindert.

Ähnlich verlogen ist die ständige Kla-
ge, die Probleme der Atommüll-Entsor-
gung seien bis heute ungelöst. Ihre Lö-
sung haben einzig und allein Trittins
Freunde aktiv verhindert. Nichts spricht
gegen ein Endlager in Gorleben. Das
steht sogar in der Vereinbarung der Bun-
desregierung mit den Stromversorgungs-
unternehmen vom 14. Juni 2000. Doch
die Nutzung dieses Endlagerstandorts
wurde durch ein sogenanntes „Moratori-
um“ verhindert. Die für seine Er-
schließung aufgewandten rund 2 Mrd.
Euro wurden vergeudet; statt dessen
wurde eine aufwendige neue Suche nach
anderen Standortmöglichkeiten in Gang
gesetzt. Nun, die ihm nahestehenden ein-
kommenslosen Gutachter wollen be-
schäftigt und auf Kosten des Steuerzah-
lers verköstigt werden. Darüber hinaus
wird versucht, Bestrebungen der EU zu
blockieren, mittels der Transmutation
Spaltprodukte mit sehr langer Strah-
lungsdauer in solche mit kurzer Strah-
lungsdauer oder gar keiner Strahlung so
umzuwandeln, daß noch zusätzlich Ener-
gie gewonnen werden kann. Mit dem Bau
solcher durch Beschleuniger angetriebe-
nen Anlagen könnte jederzeit begonnen
werden – wenn man das wollte.

Verlogen ist weiterhin die Behauptung:
„Die Windenergie wird nicht subventio-
niert“. Die Stromversorger werden aber
per Gesetz gezwungen, das Stromange-
bot aus alternativen Quellen zu künstlich
festgesetzten, überhöhten Preisen (statt
für 3,5 cts/kWh auf dem Markt für 9
cts/kWh im Fall von Windenergie und 54
cts/kWh und mehr im Fall der Sonnenen-
ergie) abzunehmen. Diese Unkosten ver-
teuern natürlich den Strom und treiben
industrielle Stromkunden außer Landes.
Hinzu kommen Sonderabschreibungen
für Investoren in alternative Stromerzeu-
gungsanlagen auf Kosten des Steuerauf-
kommens, Zusatzkosten, welche die Ein-
regulierung der unzuverlässig anfallen-
den Strommengen aus alternativer Erzeu-
gung verursachen, Wirkungsgradverluste
durch Vorhalten bzw. Zurückfahren der
Heizkraftwerke sowie Kosten für den er-
forderlichen zusätzlichen Netzausbau.
Alle diese Kosten tragen nicht die Wind-
müller, sondern per Gesetz zwangsweise
der Stromkunde – wenn das keine Sub-
vention ist, was ist dann Subvention?

Damit wird auch die Behauptung wi-
derlegt, „eine Kilowattstunde Strom pro-
duziert aus Windenergie ist deutlich bil-
liger als aus einem Atomkraftwerk“ (Trit-
tin in Neue Energie vom 13. Mai 2003).

Alternative „Stromproduzenten erhielten
nach den gesetzlichen Vorschriften mit
durchschnittlich 9 Cent je Kilowattstun-
de aufgrund staatlicher Zwangsverpflich-
tung eine Vergütung, die dreimal so hoch
liegt wie der Marktpreis von rund 3 Cent“
(FAZ, 1. November 2004). Kernkraftwer-
ke liefern ihren Strom hingegen zu
Marktpreisen.

Auch die Behauptung, die „Kosten der
erneuerbaren Energien betragen 8 Euro
pro Jahr für jeden Bürger in Deutsch-
land“ (Bundesdrucksache 15/860), ist
falsch. Die Kosten beliefen sich im Jahr
2002 auf 4,5 Mrd. Euro – das sind rech-
nerisch 55 Euro pro Person. (Im Ver-
gleich dazu belief sich im gleichen Jahr
2002 die Steinkohlesubvention nur auf
2,9 Mrd. Euro.) Hierbei wurden zu den
Kosten aus dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz (2,2 Mrd. Euro 2002, bereits 2,6
Mrd. Euro im Jahr 2003) die meist ver-
schwiegenen Steuerersparnisse für die
Investoren hinzugerechnet, andere Zu-
satzkosten nicht eingerechnet. Solche In-
vestitionshilfen stellen eine staatliche
Umverteilung von unten nach oben dar,
von den Stromendverbrauchern an die
Geldanleger in steuerlich subventionierte
alternative Energien. Der Anteil des Staa-
tes am Strompreis beträgt insgesamt 40%
und belastet den Durchschnittshaushalt
in Deutschland mit 240 Euro pro Jahr
(VDI-Nachrichten, 24. September 2004).

Eine weitere Übertreibung lautet: „In
privaten Haushalten verschlingt schon
der Stand-By-Betrieb verschiedenster
Geräte pro Jahr 20 Mrd. kWh“ (Trittin
bei der Vorstellung des Jahresberichts des
Umweltbundesamtes im Jahr 2003).
Nach dieser Behauptung würden 500
kWh pro Haushalt und Jahr verschwen-
det. Der Stand-By-Betrieb verbraucht je
nach Gerät zwischen 2 und maximal 10
Watt. Es müßten demnach pro Haushalt
zehn Geräte im Stand-By betrieben wer-
den. Ähnlich absurd ist die Behauptung,
Minister Trittin stelle die Energieversor-
gung seines Ministeriums auf Ökostrom
um (Pressemitteilung des BMU vom 20.
August 2003). Das Ministerium bezieht
nach wie vor seinen Strom aus dem öf-
fentlichen Netz, der zu einem Drittel aus
Kernkraftwerken stammt.

Am 15. August 2003 äußerte sich Trit-
tin in der ARD zu den Stromausfällen in
den USA: „Wir haben in Deutschland, in
Europa muß man richtigerweise sagen,
ein Verbundsystem, was solche Ausfälle
besser kompensieren kann. Und richtig
ist auch: Wir produzieren in Deutschland
weit mehr Strom, als wir verbrauchen,
das heißt wir arbeiten nicht direkt an der

Kante.“ Erstens haben ihn seither zahl-
reiche Blackouts in Europa Lügen ge-
straft. Zweitens läßt sich, wie gesagt, im-
mer nur so viel Strom erzeugen, wie
tatsächlich verbraucht wird. In letzter
Zeit sind wir mehrmals auch in Deutsch-
land an Engpaßsituationen gerade noch
vorbeigeschrammt. So am 17./18. De-
zember 2001, als die Außentemperatur
auf -20°C absackte, sowie am 18. Juni
2002 und am 7. Januar 2003 wegen einer
plötzlichen Windstille. An solchen Tagen
erzielen die Strompreise an der Leipziger
Börse Höchstwerte (von 1 Euro pro kWh,
statt 2-6 ct/kWh; der bisher höchste Preis
lag bei 1,72 Euro/kWh). Der weitere
Ausbau grüner Energiequellen macht die
Stromversorgung in Deutschland zuneh-
mend unsicherer.

Auch die Behauptung, „die stets nach-
wachsende Biomasse übersteigt den
Weltenergiebedarf um das 15-fache“
(www.bmu.de unter „Fragen zur Winden-
ergie“) ist Irreführung gutgläubiger Bür-
ger. Würde Deutschland keine Nahrungs-
mittel für seine Bevölkerung herstellen
und die gesamte Ackerfläche zur Herstel-
lung von energetisch genutzter Biomasse
verwenden, so könnten damit allenfalls
15 Mio. t Biosprit erzeugt werden. Der
Primärenergiebedarf Deutschlands liegt
rund 30mal so hoch. Halten Trittins Leu-
te die Millionen Hungernden in der Welt
etwa für eine zu beseitigende Überbevöl-
kerung?

Grotesk ist auch die Behauptung,
„schon jetzt sind mehr als 120 000 neue
Arbeitsplätze im Bereich der erneuerba-
ren Energien entstanden“ (www.bmu.de
unter „Fragen zur Windenergie“). Seit
Einführung tiefgrüner Umwelt- und En-
ergiepolitik haben wir in Deutschland
keine Arbeitsplätze hinzugewonnen. Ge-
stiegen ist vielmehr die Arbeitslosigkeit.
Nach Bundesdrucksache 10/860 wurden
im Bereich der Windkraftbranche, dem
bedeutendsten Bereich der erneuerbaren
Energien, nachgewiesenermaßen nur
4700 neue Arbeitsplätze geschaffen. Von
dieser Zahl wären die Arbeitsplätze ab-
zuziehen, die als Folge der überhöhten
Energie- und Verwaltungskosten abge-
baut worden sind. „Die neuen Jobs in der
Ökostrom-Branche werden durch höhere
Energiepreise und geringeren Konsum an
anderer Stelle vernichtet“ weist Joachim
Ragnitz vom Institut für Wirtschaftsfor-
schung in Halle detailliert nach. Diese
und weitere derartige „Zahlentrickserei“
Trittins auch beim Dosenpfand und beim
Emissionshandel listet die Zeitschrift Ca-
pital vom 2. September 2004 auf.

Die vielleicht ärgerlichste Behauptung:
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„Jürgen Trittin: Globale Energiewende
ist ein Beitrag zur Armutsbekämpfung“
taucht immer wieder in anderer Formu-
lierung auf. „Gewaltige Finanzmittel zur
Armutsbekämpfung in den Krisenregio-
nen der Welt werden beim Ausbau der
atomaren Infrastruktur gebunden“ (z.B.
in: Pressemitteilung des BMU vom 6.
November 2003 und im o.a. Themenpa-
pier von 2004). Ein Schnitzel, das nicht
produziert wurde, kann man nicht ver-
zehren; genausowenig kann man die Ar-
mut bekämpfen, indem man Mittel für
unproduktive Investitionen verschwen-
det, anstatt produktiv zu investieren. In-
dem man den Ländern der Dritten Welt
unproduktive Technologien aufnötigt,
verfestigt man ihre Verschuldung und ih-
re Armut und hält
sie auf diese Weise
in materieller Ab-
hängigkeit von den
Industrienationen.
In eine ebensolche
Abhängigkeit wol-
len Trittin und sei-
ne Leute offenbar
auch die Bundesre-
publik bringen. Das
machen deutlich
die

Ergebnisse der grünen Agenda

Die Vernichtung von Volksvermögen und
die Verhinderung der Schaffung lei-
stungsfähiger Arbeitsplätze in Deutsch-
land begann schon, bevor die rot-grüne
Bundesregierung ihre Arbeit aufnahm.
Die Hoechst AG wollte in Frankfurt eine
gentechnische Insulin-Produktion errich-
ten. Dieses Vorhaben wurde durch immer
neue Schwierigkeiten verhindert, die der
damalige hessische Umweltminister,
Trittins Genosse Joschka Fischer, mach-
te. Inzwischen arbeitet die Anlage im El-
saß und versorgt uns von dort mit Insu-
lin. Diese Erfahrung führte bei der in
französische Hände übergegangenen Fir-
ma Hoechst zum schrittweisen Exodus
aus Deutschland.

Die Inbetriebnahme der mit einem In-
vestitionsaufwand von 2 Mrd. DM fertig-
gestellten Mox-Anlage in Hanau, in der
das angeblich so bedrohliche Plutonium
zu Kernbrennstoff verarbeitet und danach
in Kraftwerken verbrannt und vernichtet
werden konnte, wurde durch Schikanen
von Trittins Mitstreiter verhindert. Trittin
selbst verhinderte, daß das funkti-
onstüchtige, ungenutzte Werk wie andere
Werke wenigstens an China verkauft
werden konnte.

Auch die Entwicklungskosten und In-
vestitionen von über 4 Mrd. DM in den
inhärent sicheren Hochtemperaturreaktor
wurden durch die Stillegung nach nur
acht Betriebsmonaten zum Fenster hin-
ausgeworfen. Diese Verschwendung ist
um so ärgerlicher, da dieser Reaktortyp
nicht nur elektrischen Strom und Pro-
zeßwärme für unterschiedliche industri-
elle Anwendungen liefern konnte, son-
dern als Kernstück zur Kohleveredelung
gedacht war, um damit die deutsche
Steinkohle wieder konkurrenzfähig zu
machen. Außerdem sollte der Reaktor
das Recycling von CO2 möglich machen.
Mit seiner Prozeßwärme wäre es möglich
gewesen, CO2 zusammen mit Wasser-
dampf zu Methan, dem Hauptbestandteil

des Erdgases, zu verarbeiten. Mit seiner
Prozeßwärme läßt sich das Öl aus den
riesigen Teersand- und Ölschiefervor-
kommen in China, Kanada und anderswo
wirtschaftlich gewinnen.

Schließlich eignet er sich zur thermi-
schen Spaltung von Wasser, um auf wirt-
schaftliche Weise Wasserstoff als Ener-
gieträger der Zukunft zu gewinnen. Der
HTR wurde gerade von denen verhindert,
die in der Pflanzennahrung CO2 zu Un-
recht eine „Bedrohung für unser Klima“
sehen und angeblich für die Wasserstoff-
wirtschaft eintreten, die mit Hilfe alter-
nativer Energie unerschwinglich wird.

Der deutsche Hochtemperaturreaktor
wird nun in China und Südafrika weiter-
entwickelt und soll demnächst zum Nut-
zen dieser Länder in Serie gefertigt und
weltweit vermarktet werden – eine wei-

tere verspielte Chance für den Hochtech-
nologieexport aus Deutschland, der Hun-
derttausenden Facharbeitern ein gutes
Arbeitseinkommen verschafft hätte.

Ebenso wurden die Entwicklungsko-
sten und die auf 6 Mrd. DM berechneten
Investitionen für den zu 90% fertigge-
stellten Schnellen Brüter in Kalkar von
denjenigen vernichtet, die vorgeben, die
Vorräte an Kernbrennstoffen seien be-
grenzt und die Nutzung von Kernbin-
dungsenergie aus diesem Grunde aufzu-
geben. Durch den Schnellen Brüter und
die Rückgewinnung der Kernbrennstoffe
aus dem sogenannten Atommüll ließe
sich – wie erwähnt – der Energieertrag
von Natururan um das Sechzigfache stei-
gern, und die Menge pro kWh anfallen-

den langlebigen Atommülls deutlich ver-
mindern.

Der Widerstand der Grünen unter Jür-
gen Trittins Führung verhinderte, daß die
Transrapidstrecke zwischen Hamburg
und Berlin als Referenzstrecke für den
Export einer weiteren in Deutschland
entwickelten Hochtechnologie gebaut
werden konnte. Der Transrapid läuft in
China einwandfrei. Weitere Strecken
werden in China nur gebaut, wenn diese
Technologie ganz an China übergeht. Das
wird zur Zeit verhandelt, weil die Ar-
beitsplätze beim deutschen Hersteller ab-
gebaut werden, da die für Deutschland
angekündigten Folgeaufträge nur leere
Versprechungen waren.

Hochmoderne Kokereien wie die Ko-
kerei Kaiserstuhl wurden wegen der von
Trittin und seinem Ministerium geförder-
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Über 4 Mrd. DM Investitionen für den inhärent sicheren Hochtem-
peraturreaktor wurden wegen ideologischer Sabotage von Trittins
Freunden vergeudet. Jetzt wird dieser in Deutschland entwickelte
Reaktortyp in China gebaut (Bild).  (Foto: FUSION)
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ten Klimahysterie nach nur wenigen Be-
triebsjahren abgebaut und nach China
verkauft. Heute wird Hüttenkoks wegen
der verknappten Angebote zum Zehnfa-
chen der damaligen Preise gehandelt. Da-
durch verteuert sich nachhaltig die Stahl-
erzeugung, was nachgelagerte Industrie-
zweige wie Maschinenbau und Autoin-
dustrie trifft und dort zu Sparmaßnahmen
und Arbeitsplatzabbau führt.

Mit dem Salzstock in Gorleben verfügt
Deutschland über einen bestens für die
Endlagerung von strahlendem Atommüll
geeigneten Standort. Die über 2 Mrd. Eu-
ro, die für seine Erschließung ausgege-
ben wurden, werden durch den unsinni-
gen Neubeginn der Standortsuche vertan.

Kosten, die unnötig entstehen, weil
durch ständig neue, meist unsinnige Ver-
waltungs- und Umweltauflagen neue In-
dustrieanlagen verhindert werden, lassen
sich kaum erfassen. Das gilt auch für Ar-
beitsplätze, die aufgrund der aus Höchst
weggeekelten Insulinfabrik oder bei ei-
ner Chipfabrik, die in Frankfurt/Oder
entstehen sollte und die der Betreiber
nach drei Jahre dauernden „Genehmi-
gungsverfahren“ entnervt aufgegeben
hat, nicht entstanden sind. Ähnliches gilt
für neue Industriebereiche wie die Gen-
technik, gegen deren Erzeugnisse Mini-
sterien mit aufwendigen Propagandafeld-
zügen und Auflagen z.B. gegen den An-
bau gentechnisch gezüchteter Sorten vor-
gehen.

Die genannten Beispiele und die noch
häufigeren, weniger spektakulären Bei-
spiele neben der Verschandelung der
Landschaft durch teuer subventionierte,
als Vogel-Guillotinen bekannte Windrä-

der lassen erkennen, daß es Trittin und
seinen Genossen weniger um Erhaltung
und Förderung der Umwelt, als um die
wirtschaftliche Demontage des Landes
geht. Das zeigen Behauptungen wie „Die
Stromversorgung wäre auch sicherge-
stellt, wenn alle Reaktoren (Kernkraft-
werke) sofort abgeschaltet würden“ (aus
dem Programm zur Bundestagswahl
1998 „Grün ist der Wechsel“, Seite 23).

Natürlich wäre das nur möglich, wenn
man – wie im Morgenthauplan nach 1945
vorgesehen – die energieintensive Güter-
produktion im Land stillegen und den
Menschen unerhörte Verzichtleistungen
aufbürden würde. Daran ändert die eben-
falls zur Irreführung beschworene „Effi-
zienzrevolution“ nichts; denn die Ener-
gieeffizienz war im Laufe der industriel-
len Entwicklung bereits aus wirtschaftli-
chen Gründen so weit vorangetrieben
worden, daß sich hier – von wenigen
ganz neu entwickelten Produktionsberei-
chen abgesehen – kaum weitere Spiel-
räume finden lassen.

Die Grünen haben sich für die Ab-
schaltung der Kernkraftwerke stark ge-
macht, und die im Bundestag vertretenen
Parteien haben einen verbindlichen zeit-
lichen Rahmen gesetzlich verankert.
Aber woher der für eine ausreichende
Güterversorgung der Bürger benötigte
Strom in Zukunft kommen soll, darum
kümmerten sie sich noch nicht. Hier setzt
man traumtänzerisch auf magische Mög-
lichkeiten sogenannter alternativer Ener-
giequellen und versucht alles, einer nai-
ven Bevölkerung den unbegründeten
Glauben daran einzutrichtern.

Das beängstigt inzwischen sogar schon

das wirtschaftlich konkurrierende Aus-
land. So mahnt selbst die Internationale
Energie-Agentur (IEA) von 26 Industrie-
staaten einen Kurswechsel in Berlin an.
Ihr Chefökonom Fatih Birol sagte am 28.
Oktober 2004 der Berliner Zeitung: 

„Die deutsche Regierung muß ihre
Politik mehr auf Fakten gründen.“ Das
Ziel von Bundesminister Trittin, bis Mit-
te des Jahrhunderts den Energiebedarf
zur Hälfte aus erneuerbaren Energien
decken zu wollen, bezeichnete er als
schönes Wunschdenken: „In Deutschland
fehlen dazu die geographischen Voraus-
setzungen.“ Die Industrieländer, die nicht
ohne Genugtuung sehen, wie Deutsch-
land ihnen seine Märkte mehr und mehr
überläßt, befürchten, daß das Land „in
immer größere Abhängigkeit von Ruß-
land“ gerät – dem Land mit den größten
Erdgasreserven. Auch Kohle und Erdöl
seien kein vernünftiger Ersatz für Kern-
energie, meinte Birol und rät Deutsch-
land, den Ausstieg aus der Kernenergie
zu überdenken.

Birol geht wie viele davon aus, daß die
Bundesregierung für die wirtschaftliche
Entwicklung des Landes eigentlich das
Beste will. Doch das dürfte jedenfalls im
Falle Jürgen Trittin fraglich sein. Es wa-
ren seine Freunde von der Autonomen
Antifa-Gruppe, die in Trittins Büro ihre
Randaleaktionen planten, die nach der
Wiedervereinigung Deutschlands an
Brücken und Hauswände „Nie wieder
Deutschland“ sprühten. Wie zur Bestäti-
gung dieser Einstellung ließ Jürgen Trit-
tin auf seinem offiziellen Briefpapier das
„deutsch“ im Titel „Mitglied des Deut-
schen Bundestags“ entfernen.
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